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Schriftlicher Bericht 

des Außenhandelsausschusses 
(17. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Rates 
zur Änderung der Futtergetreidemenge, die zur Erzeugung von 
einem Kilogramm Hühner erforderlich ist, und zur Änderung 
des Einschleusungspreises für geschlachtete Hühner 

— Drucksache IV/1303 — 


A. Bericht des Abgeordneten Glüsing (Dithmarschen) 


Der vorliegende Vorschlag der EWG-Kommission 
ist am 7. Juni 1963 dem Außenhandelsausschuß 
federführend und dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten mitberatend gemäß 
Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft überwiesen worden. 

Der Präsident hat den Ausschuß gebeten, bis zum 
19. Juni 1963 dem Plenum des Bundestages zu 
berichten. 

Im vorliegenden Verordnungsentwurf schlägt die 
Kommission der EWG Änderungen der Berechnungs- 
grundlagen 

a) für die Abschöpfungen bei der Einfuhr von 
Schlachtgeflügel (Artikel 1) und 

b) für die Festsetzung des Einschleusungspreises für 
Drittlandeinfuhren (Artikel 2) 

vor. Sie würden sich dahin auswirken, daß der 
Abschöpfungssatz gegenüber Drittländern, z. B. bei 
der Zubereitungsform b), nach dem derzeitigen Stand 
der Berechnungsgrundlagen von 0,95 DM/kg um 
0,05 DM/kg und der Einschleusungspreis von derzeit 
2,90 DM/kg um 0,12 DM/kg gesenkt würde. Das 
gesamte Preisniveau für geschlachtete Hühner dürfte 
daher um insgesamt 0,17 DM/kg absinken. 

Dieser Verordnungsvorschlag der Kommission ist | 
bereits am 30. Mai 1963 im Rat der EWG von den i 


Landwirtschaftsministern behandelt, aber nicht an- 
genommen worden. Er wurde am 31. Juni 1963 er- 
neut im Rat erörtert und steht am 18. Juni 1963 
nochmals auf der Tagesordnung des Ministerrats. 

In sachlicher Hinsicht sieht die Vorlage der Kom- 
mission vor, bei der Berechnung der Abschöpfungs- 
sätze die Futtergetreidemenge infolge Modernisie- 
rung und Rationalisierung der Erzeugung um 7 °/o 
zu senken. 

Die bisherige Menge ist aber erst vor etwa Jahres- 
frist festgesetzt worden. Eine Produktivitätssteige- 
rung um 7°/o kann jedoch im Durchschnitt der 
Betriebe innerhalb eines Jahres nicht erreicht wer- 
den. 

Die Senkung des Veredelungskoeffizienten von 
2,7 auf 2,5 basiert hauptsächlich auf USA-Unterlagen. 
Nach der Grundverordnung Nr. 22 der EWG ist der 
Einschleusungspreis auf Grund der Erzeugungsver- 
hältnisse in repräsentativen Drittländern festzu- 
setzen. Es müßte daher auch anderes Material, z. B. 
aus Dänemark, herangezogen und mit den Erfahrun- 
gen rationell arbeitender europäischer Betriebe 
verglichen werden. Aus diesem Grund werden die 
Unterlagen gemäß einem Ratsbeschluß vor dem 
18. Juni 1963 erneut von einer Sachverständigen- 
gruppe überprüft. 

Im übrigen erscheint es dringend erforderlich, 
diese Fragen nicht gesondert zu behandeln, sondern 
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sie im Rahmen des Gesamtproblems der Gesundung 
des deutschen Geflügelmarktes als dem größten 
Einfuhrland für Geflügel in der Welt zu beraten. Es 
ist daher wiederholt in Brüssel gefordert worden, 
einen Gesamtbericht hierüber vorzulegen und dem 
Rat Vorschläge für eine durchgreifende Überprüfung 
der bestehenden Marktordnung zu machen. Dies 
wurde auch beschlossen. 

Der Außenhandelsausschuß und der mitberatende 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


haben sich in ihren Sitzungen am 12. Juni 1963 mit 
der Vorlage befaßt und sind zu dem Ergebnis ge- 
kommen, den Vorschlag der EWG-Kommission ab- 
zulehnen. Der Außenhandels ausschuß hält es für 
erforderlich, diese Fragen im Rahmen eines Über- 
blicks über die Gesamtsituation des Geflügelmarktes 
zu behandeln und gleichzeitig die Geflügelmarkt- 
ordnung eingehend zu überprüfen. Entsprechend 
wurde der Vorlage die Zustimmung versagt. 


Bonn, den 12. Juni 1963 


Glüsing (Dithmarschen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Bundesregierung zu empfehlen, den Vorschlag 
der EWG-Kommission in Drucksache IV/1303 abzu- 
lehnen. 


Bonn, den 12. Juni 1963 


Der Außenhandelsausschuß 

Dr. Serres Glüsing (Dithmarschen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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